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DIE HARMONISIERUNG DER LANDWIRTSCHAFTLICH RELEVANTEN UM­
WELT UND NATURSCHUTZPOLITIK - ÖKONOMISCHE IMPLIKATIONEN 

UND 
POLITISCHE HANDLUNGSSPIELRÄUME 

von 

Martin SCHEELE, Göttingen 

1 Einleitung 

Die Schaffung eines einheitlichen europäischen Binnenmarktes erfordert die Beseitigung von 
Handelshemmnissen im europäischen Wirtschaftsraum. Der Harmonisierungs- und Ab­
stimmungsbedarf erstreckt sich auch auf die Umweltpolitik. Wenngleich dieser 
Politikbereich im Weißbuch der EG-Kommission zur "Vollendung des Binnenmarktes" nicht 
unter den Harmonisierungserfordernissen aufgeführt wird, hat die Umweltpolitik in den 
Konzeptionen und Diskussionen zum europäischen Binnenmarkt eine bedeutende Stellung 
eingenommen. Die Probleme liegen auf der Hand: National divergierende Umweltpolitiken 
können in Form unterschiedlicher Produktnormen den freien Warenverkehr behindern. 
National unterschiedliche Produktions- oder Verfahrensnormen können dazu führen, daß die 
Produzenten unterschiedlichen Wettbewerbsbedingungen ausgesetzt werden. Beide Effekte 
können der Herstellung eines einheitlichen Wirtschaftsraumes zuwiderlaufen und werden 
daher als harmonisierungsbedürftig angesehen. Weitere Impulse für eine Integration der 
Umweltpolitik resultieren schließlich daraus, daß in Verbindung mit der rechtlichen 
Fundierung des europäischen Binnenmarktes in der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) 
erstmals eine definierte Rechtsgrundlage für die gemeinschaftliche Gestaltung der 
Umweltpolitik geschaffen wurde. Der aus der Herstellung des Binnenmarktes folgende 
umweltpolitische Handlungsbedarf und die auf der EEA fußende umweltpolitische Kom­
petenz der Gemeinschaft haben sich deutlich in den Diskussionen über die landwirtschaftlich 
relevante Umweltpolitik niedergeschlagen. 

Im folgenden soll zunächst ein kurzer Überblick über die institutionellen Voraussetzungen 
der europäischen Umweltpoltik gegeben werden. Im Anschluß daran werden umweltpoli­
tische Abstimmungskonzepte, deren Extrempunkte auf der einen Seite durch die vollständige 
Angleichung der Regeln und auf der anderen Seite durch die gegenseitige Anerkennung 
unterschiedlicher nationaler Normen gekennzeichnet sind, dargestellt und hinsichtlich ihrer 
ökonomischen Implikationen diskutiert. In diesem Zusammenhang wird auch auf die -
bislang wenig beachtete - Wettbewerbsrelevanz einer national di~ergierenden Ausgestaltung 
der Property Rights und auf die damit verbundenen Probleme einer gemeinschaftlichen 
Umweltpolitik einzugehen sein. Den Abschluß bildet eine Skizze der sogenannten "abge­
stuften Integration", die als effektives und innovationsfärderndes Konzept einer europäischen 
Umweltpolitik im Bereich der Landwirtschaft angesehen werden kann. 

2 Institutionelle Voraussetzungen europäischer Umweltpolitik 

Eine gemeinschaftliche Umweltpolitik wurde schon vor der Verabschiedung der EEA 
verfolgt. Seit 1973 konzipierte die Kommission insgesamt vier "Aktionsprogramme für den 
Umweltschutz", in denen umweltpolitische Grundsätze und Handlungsprioritäten nieder-
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gelegt wurden. Die Aktionsprogramme wurden vom Rat als Leitlinie der europäischen 
Umweltpolitik anerkannt. Rechtsgrundlage der gemeinschaftlichen Umweltpolitik - so z.B. 
der landwirtschaftlich relevanten "Trinkwasser-Richtlinie" 80n78/EWG (ABI. 229, 30.8.80, 
S. 43) - bildeten der Artikel 100 EWG-Vertrag, der auf die Herstellung des gemeinsamen 
Marktes abzielt, und der Artikel 235 EWG-Vertrag, demzufolge Gemeinschaftsziele auch 
in nicht vertraglich benannten Politikfeldern umgesetzt werden können. Eine speziell land­
wirtschaftliche Umweltpolitik, die insbesondere in den Maßnahmen zur Förderung einer 
umweltverträglichen Landbewirtschaftung nach Maßgabe der Effizienzverordnung 
797/85/EWG aus dem Jahre 1985 (vgI. KREUZER, K., 1989, S. 176f.) zum Ausdruck kam, 
beruhte auf den Artikeln 42 und 43 des EWG-Vertrages, in denen die Gemeinschaftszu­
ständigkeit für die Agrarpolitik geregelt ist. 

Eine neue Ära der EG-Umweltpolitik begann mit der Verkündung der "Einheitlichen 
Europäischen Akte" (EEA) und den darin enthaltenen Ergänzungen zum EWG~Vertrag im 
Jahre 1987: Gemäß ArtikellOOa EWG-Vertrag, der auf die Herstellung des Binnenmarktes 
zielt, kann der Rat Produktnormen mit qualifizierter Mehrheit harmonisieren. In Absatz 3 
des Artikel l00a wird die Kommission aufgefordert, bei ihren Vorschlägen zu den Berei­
chen "Gesundheit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbraucherschutz von einem hohen 
Schutzniveau" auszugehen. Wenngleich Artikel 100a einerseits mit der Gemeinschafts­
kompetenz auf dem Gebiet des produktbezogenen Umweltschutzes auf eine gemeinschafts­
weite Rechtsangleichung abzielt, wird andererseits die Möglichkeit einer föderalen 
Rechtsdifferenzierung geschaffen: Nach ArtikellOOa, Abs. 5 sind national höhere Standards 
zulässig, sofern dies "durch wichtige Erfordernisse in bezug auf den Umweltschutz" 
gerechtfertigt ist (vgI. SPRENGER, R.U., 1990, S. 36f.). 

Während die umweltbezogenen Inhalte des Artikel 100a eher als Annex einer primär auf 
den Binnenmarkt orientierten Regelung anzusehen sind (WINKLER, W., 1988, S. 126), 
findet die Urnweltpolitik unter einem eigenen Titel "Umwelt" in den Artikeln 13Or-t eine 
umfassende Rechtsgrundlage. Der Artikel 130r beschränkt sich nicht auf die Schaffung einer 
Zuständigkeitsnorm, sondern formuliert - vergleichbar einer Staatszielbestimmung -
Grundsätze der EG-Umweltpolitik (vgI. REHBINDER, E., 1990, S. 74): Genannt werden 
das Verursacher- und das Vorsorgeprinzip sowie das Prinzip, die Erfordernisse der Um­
weltpolitik zu Bestandteilen der anderen Gemeinschaftspolitiken zu erheben. 

Gleichzeitig mit der Gemeinschaftskompetenz für die Umweltpolitik wird das Subsidiari­
tätsprinzip in die EG-Politik eingeführt (vgI. GLAESNER, HA., 1988, S. 169). Nach 
Artikel 130r (Abs. 4), wird die Gemeinschaft "im Bereich der Umwelt nur insoweit tätig, 
als die in Absatz 1 genannten Ziele (Verbesserung der Umweltqualität, Gesundheitsschutz, 
rationale Ressourcennutzung, Anm. d. Verf.) auf Gemeinschaftsebene besser erreicht werden 
können als auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten". Zudem werden die Mitgliedstaaten 
durch Artikel 130t ausdrücklich befugt, auch in Bereichen, in denen die Gemeinschaft 
bereits tätig geworden ist, national höhere Umweltstandards "beizubehalten oder zu 
ergreifen, die mit diesem Vertrag vereinbar sind". 

Ein Spezifikum der landwirtschaftlich relevanten Umweltpolitik resultiert daraus, daß die 
Agrarpolitik schon seit Gründung der EWG auf Grundlage des Artikels 43 EWG-Vertrag 
der Gemeinschaftskompetenz untersteht. Die Kommission und der Europäische Gerichtshof 
haben umweltpolitisch motivierte Ansätze der Agrarpolitik - wie etwa die Förderung der 
umweltverträglichen Landwirtschaft oder das Hormoneinsatzverbot - auf Artikel 43 bezogen 
(vgl. EHLERMANN, C.-D., 1989, S. 7). Dieser Sachverhalt verdient insbesondere deshalb 
eine Erwähnung, weil der Artikel 43 - anders als die Artikel lOOa und 130t - keine Klausel 
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über die Zulässigkeit national höherer Standards enthält (pERNICE, 1., 1989, S. 26). 
Vergleichbare nationale Handlungsspielräume bestehen bei agrarpolitisch fundierten Um­
weltma/inahmen dennoch: So weIden unterschiedliche nationale Umweltpräferenzen durch 
die Formulierung fakultativer Maj3nahmen in der Effizienz-Verordnung 797/85/EWG und 
in der Änderungs-Verordnung 1760/87/EWG berücksichtigt (vgl. KREUZER, K., 1989). 

Wenngleich mit Artikel 43 EWG-Vertrag Maj3nahmen der Umweltpolitik, die landwirt­
schaftliche Produkte und Produktionsverfahren betreffen, in die Agrarpolitik integriert und 
folglich den in diesem Bereich stark ausgeprägten Ven:inheitlichungstendenzen unterworfen 
sind, besteht ein weites Feld für Umweltpolitik auf Grundlage der Artikel l00a und 130s. 
Artikel l00a wird z.B. bei Produktnormen für nicht spezifisch landwirtschaftliche 
Vorleistungsgüter, die aber durchaus auch landwirtschaftlich genutzt werden, zur Geltung 
kommen (vgl. WINKLER, W., 1988, S. 126). Auch basiert der Richdinienvorschlag der 
Kommission zur Reduzierung des Nitrateintrages in Sü!}-, Küsten- und Meerwasser (KOM 
(88) 708 endg.) - trotz seiner weitreichenden landwirtschaftlichen hnplikationen - nicht auf 
Artikel 43 sondern auf Artikel 130s. 

Eine anwendungsorientierte Beurteilung der Entwicklungstendenzen der landwirtschaftlich 
relevanten Umweltpolitik auf Grundlage der Einheitlichen Akte ist mit erheblichen Unsi­
cherheiten behaftet. Praktische Erfahrungen mit den Bestimmungen der EEA liegen kaum 
vor. In der Literatur zeigen sich z.T. erhebliche Auffassungsunterschiede hinsichtlich der 
Abgrenzung der Kompetenznormen. Zudem ist - teilweise als Folge einer Unsicherheit über 
die Kompetenmormen - unklar, unter welchen Bedingungen national höhere Umweltstan­
dards zulässig sind und wieweit aus der EEA ein umfassender umweltpolitischer Harmoni­
sierungsauftrag der Gemeinschaft abzuleiten ist (vgl. BAlTIS, U., 1989, S. 366). Eine 
Klilrung wird teilweise erst durch die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes er­
wartet (SPRENGER, R.-U. und SCHNEIDER. G., S. 29). 

Verstärkt weIden die Unsicherheiten hinsichtlich der Orientierung der EG-Umweltpolitik 
dadurch, da!} die bisher beobachtbaren politischen Verlautbarungen der Gemeinschaft ein 
widersprüchliches Bild ergeben. So wurde einerseits die umfassende Harmonisierung zum 
Grundsatz europäischer Umweltpolitik erhoben (vgl. 4. Aktionsprogramm für den Umwelt­
schutz, Anhar)g I, Titel 1, Nr. 23). Andererseits wird zunehmend - sicherlich aufgrund der 
wachsenden Einsicht in die administrativen Probleme der Harmonisierung - auf das 
Konzept der gegenseitigen Anerlcennung nationaler Umweltnormen abgestellt. Ein solches 
Vorgehen wurde als sogenannte "neue Konzeption" bereits in einer Entschlie!}ung des Rates 
aus dem lahre 1985 ausgeführt (vgl. SPRENGER, R.U., 1990, S. 32). 

In der gegenwärtigen Diskussion über die europäische Umweltpolitik zeigen sich drei 
Optionen, die - trotz erheblicher Unterschiede in den ökonomischen und ökologischen 
hnplikationen - grundsätzlich mit der EEA vereinbar sind: 

(a) die vollständige umweltpolitische Rechtsangleichung 

(b) die gegenseitige Anerkennung national unterschiedlicher Umweltnormen 

(c) die standortangepa!}te, subsidiär abgestufte Umweltpolitik 

Welches umweltpolitische Abstimmungskonzept von einem EG-Mitgliedsland bevorzugt 
wird, dürfte von den ökologischen und ökonomischen Wirkungen dieser Optionen und - im 
Zusammenhang damit - von der Repräsentanz umweltorientierter Interessen und der 
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Durchsetzungsfähigkeit der national und branchenspezifisch divergierenden ökonomischen 
Interessen abhängen (vgl. SCHEELE, M., 1987). 

3 . Ökonomische und politische Implikationen unterschiedlicher 
Absümmungskonzepte in der landwirtschaftlichen Umweltpolitik 

Grundsätzlich besteht die beabsichtigte Wirkung umweltpolitischer Maßnahmen darin, 
produktive Tätigkeiten so zu beeinflussen, daß eine höhere Qualität der Umwelt und der 
natürlichen Ressourcen erzielt wird. Eine Allokationssteuerung vermitteis politischer 
Maßnahmen erweist sich überall dort als erforderlich, wo der Markt aufgrund stofflicher 
Gegebenheiten des Umweltmediums nicht in der Lage ist, das Angebot an Umweltgütern 
mit den gesellschaftlichen Präferenzen in Übereinstimmung zu bringen. 

Eine begrenzte Funktionsfähigkeit des Marktes zeigt sich z.B. bei dem Gewässerschutz, der 
sich auf ausgedehnte Territorien bezieht, und beim Artenschutz, der räumlich ausgedehnte 
Ökosystemzusarnmenhänge berücksichten muß. In beiden Fällen erfordern die Nichtaus­
schließbarkeit vom Konsum sowie das unabdingbare Zusammenspiel mehrerer Anbieter 
kollektive Abstimmungen über Preis und Menge eines Umweltgutes. Die Knappheit des 
"Produktionsfaktors" Umwelt kann nur dadurch zur Geltung gebracht werden, daß die 
Kosten der Umweltnutzung vermittels politischer Instrumente wie Auflagen oder ökono­
mische Anreizinstrumente ausgewiesen werden. 

Eine hohe umweltpolitische Eingriffsintensität impliziert, daß die Kosten - zum Beispiel der 
landwirtschaftlichen - Nutzung des Produktionsfaktors Umwelt ansteigen. Dieser Sachverhalt 
wird in politischen Diskussionen als Verschlechterung der Wettbewerbsbedingungen von 
Landwirten in Mitgliedsländern mit umfassenden umweltpolitischen Aktivitäten identifiziert 
und folglich- mit der Forderung nach einer europaweiten Angleichung der Umweltpolitik 
verbunden (vgl. ZUREK, M., 1990, S. 19). Ob eine solche Forderung unter Effizienzge­
sichtspunkten vertretbar ist, kann indes bezweifelt werden. 

Zielt eine kostensteigernde umweltpolitische Maßnahme auf die Regelung standortge­
bundener Produktionsverfahren und bestehen auf den verschiedenen Produktionsstandorten 
unterschiedliche Umweltknappheiten, so ist eine effiziente Allokation nur zu erreichen, 
wenn unterschiedlich hohe Kosten der Umweltnutzung ausgewiesen werden. Dies gilt nicht 
nur, wenn die Knappheit Ausdruck unterschiedlicher physischer Verfügbarkeit der Umwelt 
ist, sondern auch, wenn unterschiedliche Umweltknappheiten auf national divergierenden 
Umweltpräferenzen beruhen. Die Effizienz umweltpolitischer Maßnahmen und die "richtige" 
Höhe der Umweltkosten können immer nur innerhalb eines jeweiligen Zuständigkeitsbe­
reichs demokratisch legitimierter Koordinationsmechanismen zutreffend beurteilt werden 
(BROMLEY, D. W., 1989, S. 144f.). Eine prinzipielle Angleichung europäischer Umwelt­
normen kann den unterschiedlichen Standortbedingungen nicht Rechnung tragen und läuft 
zudem Gefahr, in einen Legitmationskonflikt mit den national divergierenden Umwelt­
präferenzen zu geraten. 

Die plausible Vorstellung, daß in den verschiedenen Mitgliedstaaten der EG unterschied­
liche Umweltknappheiten bestehen, hat offensichtlich den Wissenschaftlichen Beirat beim 
BML zugunsten des Prinzips der gegenseitigen Anerkannung nationaler Umweltnormen 
Stellung nehmen lassen (vgl. WISSENSCHAFTLICHER BEIRAT, 1990, S. 6). Indes ist die 
Aussage, daß national unterschiedliche Umweltknappheiten eine differenzierte Ausweisung 
der Umweltkosten erfordern, bei einer dyniunischen Betrachtungsweise zu relativieren. 
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Zu berIlcksichtigen ist zunächst, da[3 umweltpolitische Ma[3nahmen zur Venneidung 
umweltintensiver landwirtschaftlicher Verfahren zur Verdrängung solcher Produktions­
verfahren auf weniger belastete Standorte führen. Die. Produktionsverlagerung wird auf 
diesen Standorten die Umweltverknappung forcieren und folglich - mit einem time-lag -
auch hier vergleichbare Nutzungskosten der Umwelt induzieren. Sofern in bestimmten FIl.l­
len die Schadensvermcidungskosten unter den Schadensbehebungskosten liegen, kann eine 
europaweite Abstimmung der Produktionsnormen im Sinne des Vorsorgeprinzips durchaus 
effizient sein., 

Hervorzuheben ist außerdem, da[3 umweltpoliti.sch bedingt höhere Umweltkosten inno­
. vationsflSrdernd sein und eine kostenneutrale Substitution der Umweltnutzung induzieren 
können (vgl. DB HAHN, H. und ZIMMER, Y., 1989). Die Verbreitung solcher Verfahrens­
innovationen würde behindert, wenn die verschiedenen Mitgliedsländer durch das Prinzip 
der gegenseitigen Anerkennung von Umweltnormen umweltpolitisch voneinander abge­
koppelt würden. 

Bine Orientierung auf eine Angleichung der Umweltnormen ist insbesondere dann diskus­
sionswürdig, wenn unterschiedliche Umweltknappheiten weniger auf unterschiedlichen 
physischen Verfügbarkeiten von Umweltgütern, sondern auf national divergierenden 
Bewertungen der Umwelt beruhen. Zu bedenken ist in diesem Zusammenhang, da[3 auf­
grund der zunehmenden politischen und wirtschaftlichen Integration Buropas die 
Lebensbezüge immer stärker diffundieren und die Zuständigkeitsräume demokratisch 
legitimierter Koordinationsmechanismcn immer weniger voneinander abzugrenzen sind. 

Bs ist daher kaum einsichtig, die europäischen gegenüber den nationalen Koordinations­
mechanismen zu diskriminieren. Vielmehr erscheint es angemessen, die unterschiedlichen 
Umweltpräferenzen auf der Gemeinschaftsebene miteinander zu konfrontieren und nach 
Ma[}gabe der im BWG-Vertrag festgelegten Gemcinschaftsziele einer europäischen Ab­
stimmung zuzufUhren. 

Bine vollständige Angleichung von Umweltvorschriften, die schon aus Bffizienzerwägungen 
nicht zu befürworten ist, hat indes wenig Aussicht auf Erfolg: Binerseits werden sich die 
umweltpolitischen "Nachzügler" kaum auf das höchste Schutzniveau begeben wollen. 
Andererseits werden sich die Vorreiterstaaten auf eine Ratsentschlie[3ung aus dem Jahre 
1985 berufen, derzufolge "der in den Mitgliedstaaten bereits bestehende und begründete 
Schutz nicht verringert werden" darf. (zit. nach SPRBNGBR, R.-U., 1990, S. 36). 

Eine europäische Abstimmung wird zwingend, wenn die Umweltbeeinträchtigungen aus 
landwirtschaftlicher Produktion nicht an den Grenzen haltmachen. Dies gilt z.B. für die 
Belastung der Flüsse und der Meere durch Dünge- und Pflanzenschutzmittel. Doch auch hier 
impliziert der Begriff "Abstimmung" keineswegs eine vollständige Angleichung von 
Prociuktionsnormen. Auch eine europäisch abgestimmte Umweltpolitik ist nur dann effizient, 
wenn umweltpolitische Ma[}nahmcn dem Umstand Rechnung tragen, daP gleiche Produk­
tionsintensitäten auf unterschiedlichen Standorten unterschiedliche Umweltbeein­
trächtigungen verursachen. 

Der vom Wissenschaftlichen Beirat beschworene ''Wettbewerb nationaler Regelungssysteme" 
hat sicherlich im Bereich der Produktnormen seine Berechtigung. Hier erscheint es 
plausibel, daP unter Ma[}gabe einer hinreichenden Information die Diskriminierung 
geringerer Produktqualitäten dem Verbraucher überlassen wird. Fraglich ist jedoch, ob eine 
hinreichende Information prinzipiell möglich ist. Wird dies von einigen Mitgliedstaaten 
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bezweifelt, so provoziert eine national unterschiedliche Risikobereitschaft ohne eine 
europäische Abstimmung der Produktnonnen zwangsläufig umweltpolitisch motivierte 
nichttariIäre Handelshemmnisse, die mit der EEA durchaus vereinbar sind (vgI. dazu 
KUPFER, D., 1989, S. 60). 

4 Die verfügungsrechtliche Dimension wettbewerbsrelevanter Umweltpolitik 

Die Forderung nach dem Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit durch eine Harmonisierung der 
Umweltpolitik wird in der Regel nicht nur mit Bezugnahme auf umweltpolitisch bedingt 
unterschiedliche Produktionskosten vorgetragen. Vielmehr entsteht diese Forderung aus dem 
Blickwinkel des institutionellen und sozialen Zusammenhangs landwirtschaftlicher 
Produktion. Wettbewerbsfähigkeit beinhaltet in dieser Perspektive die Fähigkeit 
landwirtschaftlicher Betriebe (BMELF 1990, S. 10) oder landwirtschaftlicher Haushalte 
(SCHMfIT, G., 1990, S. 9), ihre Produktion aufrechtzuerhalten. 

Diese Feststellung ist für die umweltpolitische Diskussion von erheblicher Bedeutung. Bei 
Bezugnahme auf den landwirtschaftlichen Haushalt zeigt sich nämlich, daß eine umweltpo­
litisch gesteuerte Diskriminierung landwirtschaftlicher Verwendungsaltemativen für 
Produktionsfaktoren oder natürliche Ressourcen keineswegs ein Problem für den einzelnen 
Haushalt darstellen muß. Ein Problem besteht solange nicht, wie der Eigentümer aus der 
alternativen Verwendung seines Faktor- oder Ressourcenbestandes ein Einkommen erzielen 
kann - und sei es durch die Bereitstellung von "Umweltgütern". 

Die Einkommenswirkungen umweltpolitischer Maßnahmen hängen davon ab, ob ein Haus­
halt Eigentumsrechte an den involvierten natürlichen Ressourcen oder Produktionsfaktoren 
reklamieren kann (vgI. SCHEELE, M. und ISERMEYER, F., 1989). Evident ist, daß ein 
Haushalt Produktionsfaktoren, die seinem Eigentum unterstehen, nur gegen Entlohnung 
einsetzen wird. Sicherlich gibt es Fälle in der Umweltpolitik, in denen Eigentümern keine 
Dispositionsfreiheit eingeräumt wird. In diesen Fällen besteht aber bei einem umwelt­
politischen Eingriff in eigentumsrechtlich gesicherte Positionen ein Anspruch auf Entschä­
digung. 

Aus dem vorangehenden folgt, daß die Wettbewerbsrelevanz umweltpolitischer Maßnahmen 
also weniger ein Problem der Eingriffsintensität sondern vielmehr ein solches der 
Verfügungsrechte ist In der politischen und rechtlichen Praxis zeigt sich ein besonderes 
Problem darin, daß die Verfügungsrechte hinsichtlich der Umwelt oft noch nicht 
hinreichend geklärt sind. Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, daß Umwelt in der 
Vergangenheit als freies Gut beliebig verfügbar war und erst mit zunehmender Knappheit 
der Umwelt damit begonnen wurde, Verfügungsrechte als Voraussetzung einer geregelten 
Umweltnutzung zu definieren. 

Entgegen verbreiteter Vorstellungen wird mit der Festschreibung des Verursacherprinzips, 
das z.B. in das 1. Aktionsprogramm der EG (Anh. I, Titel I, Nr. 17) Eingang gefunden hat 
und demzufolge die Kosten der Umweltbeeinträchtigung dem Verursacher aufzuerlegen sind, 
keineswegs schon eine Regelung der Ressourcennutzung getroffen. Das Verursacherprinzip 
kann nur dann sinnvoll gehandhabt werden, wenn zuvor eine eindeutige Fonnulierung und 
Zuweisung von Verfügungsrechten erfolgt ist. Venneidungs- oder kostenpflichtig ist dann 
nicht schon etwa der Verursacher einer physischen Umweltveränderung, sondern derjenige, 
dessen umweltrelevanten Handlungen nicht durch Verfügungsrechte gedeckt sind. Der 
Verursacher von nicht verfügungsrechtlich abgedeckten Handlungen kann selbstverständlich 
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zur ausgleichslosen Schadensvenneidung oder zur kostenpflichtigen Behebung von 
Umweltschäden herangezogen werden (vgl. SCHEELE, M., 1989, S. 382f.). 

Eine Kostenzuweisung setzt voraus, daß zuvor die Eigentumsrechte hinsichtlich der 
natürlichen Ressourcen eindeutig zugewiesen wurden. Die Zuweisung von Verfügungs­
rechten ist in erster Linie ein verteilungspolitischer Vorgang, der jedoch erhebliche 
ökonomische Implikationen hat: So werden Landwirte eines Mitgliedstaates, der das private 
Verfügungsrecht an der Natur exzessiv auslegt, auch bei sehr weitreichenden Umwelt­
maßnahmen kaum Einkommenseinbuj3en hinzunehmen haben. Die Absicherung der privaten 
Verfügungsrechte erfordert bei umweltpolitisch bedingten Prod~tionsauflagen umfassende 
Entschädigungszahlungen. Hingegen können Landwirten eines Mitgliedstaates, der eine 
restriktive Fonnulierung privater Verfligungsrechte an der Natur vornimmt, bereits bei einem 
niedrigen Umweltstandard empfindliche Einkommenseinbuj3en entstehen, weil jede 
Produktionsbeschränkung entschädigungslos hinzunehmen ist. 

Die Wettbewerbsfähigkeit wird also nicht nur durch national unterschiedliche 
umweltpolitische Eingriffsintensitäten, sondern insbesondere durch die national 
unterschiedliche Entschädigungspraxis bestimmt (vgl. BML, 1990, 'S. 34ff.). Auch bei einer 
vollständigen Angleichung der Umweltnormen können die Wettbewerbsbedingungen in 
Abhängigkeit von der jeweiligen Eigentumsordnung erheblich divergieren. Infolgedessen 
greift die Diskussion über umweltpolitisch bedingte Wettbewerbsnachteile zu kurz, solange 
nicht zugleich eine Hannonisierung der umweltbezogenen Eigentumsordnung erwogen wird. 

Die ÜbersteIlung des Verfügungsrechtes an der Natur in das Eigentum von Landwirten 
könnte ohne weiteres als agrarpolitisch motivierte Beihilfe interpretiert werden. Dennoch 
wird kein Mitgliedstaat akzeptieren, daß seine Entschädigungszahlungen, die nach Maßgabe 
einer vorherigen Zuteilung der Verfligungsrechte eigentumsrechtlich zwingend sind, als 
Umweltbeihilfe deklariert werden. Umweltbeihilfen unterliegen nämlich den allgemeinen 
Beihilfevorschriften der Artikel 92 ff. EWG-Vertrag (vgl. SCHNEIDER, G. und 
SPRENGER, R.-U., 1990, S. 16). 

Ob Entschädigungszahlungen ohne zusätzliche gemeinschaftliche Vereinbarungen der 
Hannonisierung oder den Beihilfevorschriften nach den Artikeln 92 ff. zugänglich sind, 
kann nach Maßgabe des Artikels 222 EWG-Vertrag, demzufolge "der Vertrag die Eigen­
tumsordnung der verschiedenen Mitgliedstaaten unberührt läßt", bezweifelt werden. Solange 
jedoch in diesem Punkt keine Einigung hergestellt werden kann, erscheint eine Diskussion 
über tatsächliche oder venneintliche umweltpolitisch bedingte Wettbewerbsbenachteili­
gungen weitgehend irrelevant. 

5 Das Konzept einer abgestuften Integration der Umweltpolitik 

Die vorangehenden Ausführungen zeigen, daß gegen beide Extrempositionen umwelt­
politischer Abstimmungskonzepte, nämlich (a) die vollständige Angleichung der Umwelt­
politik und (b) die gegenseitige Anerkennung unterschiedlicher Umweltnonnen ökonomisch 
begründete Einwände erhoben werden können. Einerseits verlangt die Vielfalt unter­
schiedlicher Produktionsstandorte und Ökosysternzusammenhänge sowie die national un­
terschiedliche Entwicklungsgeschwindigkeit bei der sozialen und politischen Behandlung der 
Umweltproblematik regional abgestufte Maßnahmen. Andererseits erscheint es aufgrund der 
internationalen Diffusion von Umweltproblemen und auf grund der fortschreitenden 
wirtschaftlichen und politischen Integration Europas unverziehtbar, die umweltpolitischen 
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MaPnahmen aufeinander abzustimmen und im Zeitablauf der zunehmenden Konvergenz 
umweltpolitischer Anfcmlerungen anzupassen. 

Die EG-Umweltpolitik hat die schwierige Aufgabe zu lösen, dezentral differenzierende und 
vereinheitlichende Elemente miteinander zu verbinden. Einen Ansatzpunkt zur Prob1em­
lösung bietet das Konzept der "abgestuften Integration". In der Formulierung von 
waINSTOCK. (1983, S. 33) beinhaltet dieses Konzept "unbefristete, aber nicht dauerhafte 
Ausnahmeregelungen". Die vorangehenden Ausführungen geben indes Anregungen für eine . 
fortentwickelte Konzeption der "abgestuften Integration", die abschliej3end in Grundzügen 
dargestellt sei: 

1. Der regional unterschiedliche umweltpolitische Handlungsbedarf kann durch den 
Übergang von Produkt- und Produktionsnormen zu Qualitätszielen berücksichtigt werden. 
Dabei bleibt es den regionalen Instanzen überlassen, auf welche Weise sie die Einhaltung 
dieser Ziele gewlihrleisten. . 

2. Der unterschiedlichen Entwicklung umweltpolitischer Präferenzen ist Rechnung zu tragen, 
indem entweder Umweltqualitätsziele in den verschiedenen Mitgliedstaaten zeitversetzt 
gültig werden oder, indem regionale Abstufungen der Qualitätsziele befristet und mit einem 
Neuverhandlungsvorbehalt verbunden werden. In beiden Fällen können "Vorreiterstaaten", 
in denen sich intensive Umweltpräferenzen oftmals mit einem höheren Standard der 
Umwelttechnik verbinden, Mapstäbe setzen, deren Übernahme durch andere Mitgliedstaaten 
längerfristig durch eine institutionell verankerte Abstimmungspflicht der Gemeinschaft 
gewllhr1eistet wild 

3. Zur Vermeidung von Wenbewerbsverzerrungen durch die EGUmweltpolitik ist ein 
Kodex über die Festlegung umweltrelevanter Verfiigungsrechte zu formulieren. Eine 
frühzeitige Abstimmung kann nationalen Alleingängen vorgreifen, weil sich die eigen­
tumsrechtliche Regelung der Umweltnutzung - wie bereits ausgeführt wurde - auch auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten erst im Anfangsstadium befindet. Eine solche Abstimmung ist 
unverzichtbar, weil die im EWG-Vertrag (Artikel 13Or, Abs. 4) festgeschriebene nationale 
Zuständigkeit für die Finanzierung der Umweltpolitik anderenfalls zu einem umweltpo­
litischen Subventionswettlauf {'ühren wUrde. 
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